
 

Tragende Gründe 
zum Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses über 
eine Änderung der Richtlinie zur Versorgung der 
hüftgelenknahen Femurfraktur: 
Präzisierung des § 7 Absatz 7 

Vom 17. April 2025  
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1. Rechtsgrundlage 

Die „Richtlinie zur Versorgung hüftgelenknaher Femurfrakturen (QSFFx-RL)“ wurde auf der 
Grundlage von § 136 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 SGB V für nach § 108 SGB V zugelassene 
Krankenhäuser am 22. November 2019 beschlossen. Die Richtlinie legt Mindestanforderungen 
an die Struktur- und Prozessqualität fest. Die Richtlinie definiert zudem das 
Nachweisverfahren zur Feststellung der Erfüllung der Mindestanforderungen und die 
Berichtspflichten. Alle in der Richtlinie gefassten Mindestanforderungen gelten für die 
operative Versorgung von Patientinnen und Patienten mit einer traumabedingten, nicht 
intraoperativ verursachten hüftgelenknahen Femurfraktur im Erwachsenenalter. 

2. Eckpunkte der Entscheidung 

Gegenstand des Beschlusses sind im Wesentlichen erforderliche Klarstellungen, Ergänzungen 
und Anpassungen der QSFFx-RL, die sich insbesondere aus den ersten Erfahrungen bezüglich 
des Verfahrensstarts der Strukturabfrage gemäß § 8 QSFFx-RL bzw. externen Hinweisen 
ergeben. 

Zu den Änderungen im Einzelnen:  

Zu § 7 Absatz 7: 

Die Änderungen in § 7 Absatz 7 QSFFx-RL dienen der Klarstellung, für welchen Zeitraum ein 
Abschlag vorzunehmen ist und dass die Aufforderungen zur Übermittlung der Daten durch die 
Landesverbände der Krankenkassen und die Ersatzkassen erfolgen. 

3. Bürokratiekostenermittlung 

Durch den vorgesehenen Beschluss entstehen keine neuen bzw. geänderten 
Informationspflichten für Leistungserbringerinnen und Leistungserbringer im Sinne von 
Anlage II zum 1. Kapitel VerfO und dementsprechend keine Bürokratiekosten. 

4. Verfahrensablauf 

Am 15. März 2024 begann die Arbeitsgruppe Umsetzung QSFFx-RL mit der Beratung zur 
Erstellung des Beschlussentwurfes. In einer Sitzung wurde der Beschlussentwurf erarbeitet 
und im Unterausschuss Qualitätssicherung beraten (s. untenstehende Tabelle). 

 

Datum Beratungsgremium Inhalt/Beratungsgegenstand 

29. Oktober 2024 AG-Sitzung Beratung zur Richtlinienänderung 

12. Dezember 2024 AG-Sitzung Beratung zur Richtlinienänderung 

5. März 2025 Unterausschuss QS Beratung zur Richtlinienänderung 

17. April 2025 Plenum Beschlussfassung  
(Tabelle Verfahrensablauf) 

An den Sitzungen des Unterausschusses wurden gemäß § 136 Absatz 3 SGB V der Verband der 
privaten Krankenversicherung, die Bundesärztekammer und der Deutsche Pflegerat beteiligt. 
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5. Fazit 

Der Gemeinsame Bundesausschuss hat in seiner Sitzung am 17. April 2025 beschlossen, die 
QSFFx-RL zu ändern.  

Die Patientenvertretung und die Ländervertretung tragen den Beschluss mit. 

Der Verband der privaten Krankenversicherung, die Bundesärztekammer und der Deutsche 
Pflegerat äußerten keine Bedenken. 

Berlin, den 17. April 2025 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 
Der Vorsitzende 

Prof. Hecken 
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